Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1574 


Sachgebiet 7602 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Jacobi (Marl) r Fritsch, 
Dr. Rutschke und Genossen 


betr. Auszahlung von Versicherungsleistungen aus 
dem Altbestand von Versicherungsunternehmen 
mit dem Sitz im Bundesgebiet an in die DDR/ 
SBZ lebende Berechtigte 


Durch das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und Renten- 
versicherungen vom 25. Mai 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 329) 
wurde allen Personen, die seit der Währungsreform in die 
Bundesrepublik Deutschland übergesiedelt sind, die Geltend- 
machung ihrer Versicherungsansprüche aus dem Altbestand von 
Versicherungsunternehmen mit dem Sitz im Bundesgebiet er- 
möglicht, ohne Rücksicht darauf, zu welchem Zeitpunkt sie in 
der Bundesrepublik (einschließlich des Landes Berlin) ihren 
ständigen Aufenthalt oder Wohnsitz genommen haben oder 
nehmen. Weiterhin ausgeschlossen bleiben jedoch die An- 
spruchsberechtigten, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt weiterhin in der DDR/SBZ haben, und zwar auch dann, 
wenn die Ansprüche nach dem 31. Dezember 1952 an Personen 
im Bundesgebiet abgetreten wurden und werden. Eine Ände- 
rung dieser Rechtslage wurde bereits Ende des Jahres 1964 an- 
läßlich der Beratung des 4. Umstellungsergänzungsgesetzes von 
Abgeordneten aller Fraktionen mit der Bundesregierung erörtert, 
scheiterte jedoch an 

1. der außergewöhnlichen Belastung der Versicherungsträger, 

2. den mangelnden finanziellen Mitteln des Bundes für Aus- 
gleichsforderungen und 

3. der Auffassung, daß es Aufgabe der DDR/SBZ sei, für eine 
Befriedigung dieser Ansprüche zu sorgen. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hält es die Bundesregierung für möglich, den Versicherungs- 
unternehmen zur Deckung der noch zu erfüllenden Verbind- 
lichkeiten gegenüber Einwohnern der DDR/SBZ nach Um- 
stellung Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand 
zuzuteilen? 

2. Kann, ausgehend von einer Konsolidierung der wirtschaft- 
lichen Lage der betroffenen Versicherungsunternehmen, die- 
sen nach Meinung der Bundesregierung zugemutet werden, 
zumindest einen Teil der erwähnten umgestellten Verbind- 
lichkeiten selbst zu tragen, ohne daß die Deckung der An- 
sprüche aus dem Neubestand an Versicherungsverträgen 
gefährdet wird? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag in 
nächster Zeit den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- 
und Rentenversicherungen vorzulegen, durch den die Wohn- 
sitzvoraussetzungen für die Geltendmachung der genannten 
Ansprüche völlig entfiele? 

4. Hätte eine solche Regelung zwangsläufig Auswirkungen auf 
andere Gesetze, ggf. auf welche? 

5. In welcher Höhe würden bei einer solchen Regelung voraus- 
sichtlich Ausgleichsforderungen im Rahmen der Finanzpla- 
nung - auch für cjie eventuell nach Frage 4 einbezogenen 
anderen Gesetze - erwachsen? 

6. Könnte nicht zumindest eine Regelung getroffen werden, 
nach der bei besuchsweisem Aufenthalt von Anspruchs- 
berechtigten aus der DDR/SBZ im Bundesgebiet die Forde- 
rungen befriedigt werden? 


Bonn, den 10. Dezember 1970 
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Frau Seppi 



